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An das 
Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1017 Wien 

Betreff: 

t/srJ- S'B3/H6 

Batrifft GESETZENTWlHiF 
ZI ....... u ... n ... lu ... U.II ... Ut.~!.u IM G E/19,,,~,~ .. , 
Datum: 3 1. MAI 199~ 

,Ir, ," ~ 
Verteilt ,,(:':':~:'.; .. f .. ".zt.f..lf:!.. ........... . 

]}r-. 1At~vv 
Bundesverfassungsgesetz. mit dem das Bundesverfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 im Sinne einer Strukturreform des Bundesstaates 

KAMMER DER 
WIRTSCHAFTSTREUHÄNDER 

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 

Unser Zeichen: Dr.SchnlFa 

Sachbearbeiter: Dr.Schneider 

Tel.DW. 

Datum: 

232 

25.05.94 

geändert wird sowie andere Bundesgesetze geändert oder aufgehoben werden (Bundes­
Verfassungsgesetznovelle 1994 - B-VGN 1994) 

Die Kammer dankt rur die Übermittlung des im Betreff angeruhrten Entwurfes und gestattet sich, hiezu wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

I. Zu Art. 10 B-VG in der Fassung des Entwurfes: 

1. Zu Z 1 (und Frage 1 der Übersicht): Die in Z 1 vorgesehene umfassende Ausnahme der 
Landesverwaltungsgerichtsbarkeit ist abzulehnen. Das Verfahren der Landesverwaltungsgerichte soll 
jedenfalls durch Bundesgesetz geregelt werden. Es ist durch nichts gerechtfertigt und ein Rückschritt in die 
Zeit vor 1925, eine Rechtszersplitterung auf dem Gebiete des Verfahrensrechtes vorzusehen. Durch eine 
solche werden überflüssige und vermeidbare Belastungen der Rechtssuchenden, der rechtsberatenden 
Berufe und auch des VwGH geschaffen. Es ist nicht ersichtlich, welches rechtspolitische Bedürfnis eine 
solche Vermehrung von Rechtsvorschriften rechtfertigen könnte. 

2. Zu Z 3 (und Frage 2 der Übersicht): Es besteht ein Einwand dagegen, die Vollziehung des Paßwesens in die 
Vollzugskompetenz der Länder zu übertragen. Für bestimmte Arten von Reisepässen (Diplomatenpässe, 
Dienstpässe ) wäre eine Zuständigkeit des Bundes wohl naheliegender; eine Aufsplitterung der 
Vollzugskompetenzen soll vermieden werden. Die Bundeskompetenz ist daher beizubehalten. 

Das Auswanderungswesen könnte in die Vollzugskompetenz der Länder fallen. 

3. Zu Z 8: Die in Z 8 genannten "Wirtschaftstreuhänderkammem" (soll richtig lauten 
"Wirtschaftstreuhänderkammer", da Bundeskammer!) gehören systematisch zur Z 6, da die 
Wirtschaftstreuhänder längst ein mit den Notaren und Rechtsanwälten "verwandter Beruf" sind. Es sollte 
diese Novelle zum Anlaß genommen werden, dies auch im Art 10 B-VG klar zum Ausdruck zu bringen. 

4. Zu Z 6 (und Frage 5 der Übersicht): das Pressewesen soll Bundessache bleiben; dies vor allem deshalb, weil 
in dieser Angelegenheit zahlreiche gerichtliche Zuständigkeiten bestehen. 

5. Zu Z 7 (und Frage 8 der Übersicht): Rechtspolitisch verfehlt ist ein besonderer Kompetenztatbestand rur die 
Bundesbetreuung rur Asylwerber " in Z 7. Das Asylwesen soll ein einheitlicher Kompetenztatbestand sein 
und auch als solcher formuliert werden. 

6. Zu Z 6 (und Frage 6 der Übersicht): Es soll kein eigener Kompetenztatbestand geschaffen werden; die 
Akzeszorietät soll auch die Ent-
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Schldlgungsfrage erfassen. Eine weitere Aufsplitterung der Kompe. 
tenzen ist zu vermeiden. 

7. Zu Z 7 (und Frage 7 der Übersicht): einer Vollzugskompetenz der Lln­
der 8teht nichts entgegen. 

8. Z 9 (und Frage 10 der Übersicht}: das Eisenbahnwesen soll insgesamt 
in die Vollzugszuständigkeit des Bundes falten; die Zusdindigkeiten der 
BezirksverwaltungsbehOrden sollten bestehen bleiben. Eine Aufsplitte- ~ 

rung in "grundsät2liche Vollzugs kompetenz" und "Vollzugskompsten2 
zur Gänze" ist abzulahnen. 

9. Zu Z 9 (und Frage 12 der Übersicht): Es Ist nicht nachvollziehbar, 
warum In Angelegenheiten der Schftfahrt eine derart kasuistische 
Zuständigkeit:>ordnung herrscht. Es sollte ein einheitlicher Kompe· 

tenztatbestand im Art 11 B-VG geschaffen werden. 

10. Zu Z 10 (und Frage 14 der Übersicht): Von einer Aufsplitterung des 
Kompetenztatbestandes "Forstwesen·' Ist unbedingt Abstand zu 
nehmen. 

11. Zu Frage 15 der Übersicht: Die WildbachverbtJuung könnte In den 

Art 11 übertragen werden. 

12. Zu Z '1 (ond Frage 19 der Übersicht): Eine AufspHtterung des Behin­

dertenwesens ist überflüssig. Es mutet geradezu grotesk an, wenn ein 
eigener Kompetenltatbestand für Behinderteneusweise geschaffen 

wird. Es sollte erwogen werden, einen einheitlichen Kompetenzt8tbe­

stand -Behindertenwasen" zu schaffen und diesen im Art 15 zu ver· 

ankern. 

13. Zu Abs 2 (und Art 11 Abs 2): Dia nicht eingeschränkte DeleQatlonsbe· 
fugnls des einfachen Bundesgesetzgebers ist strikte abzulehnen. Zu 
den ~entra.en Aufgaben einer b4Jndesst,atlichen Verfassung l:lhlt die 
"reinliche Scheidung der gesetzgebef'ischen Wirkungskreise" (Merk/, 

ZÖR 2, 1921, 338). Eine Neuregelung dar vorgeschlagenen Art 

könnte In Jedem Bundesland ein eigenes Erbrecht. ein eigene. Kartell· 
oder Patentrecht oder eigene St8atsmonopole ermqglichen. Nach dem 

Text scheint auch die Bundesverfassung den lindern zur Rege'ung 
übertragen werden zu können. Auch ein eigenes· länderwelse ver-
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schiedenes ~ Berufsr.eht der Rechtsanwälte, Notare und Wirtschafts­
treuhänder Ist möglich. 

Dia vorgeschlagene FormuliGrung wird mit Entschiedenheit abgelehnt; " 

es ist zu bedenken, daß alles was rechtlich möglich und zulässig ist, : 
irgendwann einmal auch tatsAchlich durchgefOhrt wird. Eine Verfas. ~ 
sung hat aber die immanente Aufgabe eine vernünftige, vorausschau. " 
ende Ordnung zu schaffen und nicht einem Zuständigkeitswirrwar 
Vorschub zu leisten. 

Oie unbeschränkte Kompetenz-Kompetenz des einfachen Bunde.ge. 
setzgebers wirft aber auch gravierende Bedenken dahingehend auf, ob 
eine solche Regelung nieht mit dem bundesstaatlichen Grundprinzip in 
Konflikt gerAt. Dieses läßt nicht zu, daß der einfache Bundesgesetzge­
ber seine Ausgestaltung im einzelnen vornimmt. Deran ändert auch die 
vorgesehene Zustimmung der Linder nichts. Aus Art 44 Abs 3 B-VG 
muß abgeleitet warden, daß eIne MOdifikation eines Grundprinzips 
durch formelles Bundesverfas8ungsraoht zu erfolgen hat. Oie An­
nahme, daß Art 10 Abs ~ und Art 11 Abs 2 des Entwurfes eine sol­
che Modifikation bewirken, liegt nahe; denn diose Bestimmungen er­

möglichen eine, fast vollständige Mechtverlchlebung Im Bereich der 

Gesetzgebung vom Bund auf die Länder. Ein derart ermöglichter Bun­
desstaat, hat mit dem Bundesstaat des geltenden B-VG nur mehr we­

nig Gemeinsamkeit. Oie beiden Beatimmungen wären daher gem 

Art 44 Abs 3 B-VG eIner Volksabstimmung zu unterziehen oder es 
wäre ihr Anwendungsbereich erheblich ein<!uschränken. 

GrundsitzlIch kein Einwand b~teht dagegen, den geltenden Art 10 
Abs 2 S-VG zu erweitern und auch andere bestimmte Angelegenheiten 
ausdrQcklich einzubeziehen; die bestehende Besch .. inkung auf "genau 
zu bezeichnende einzelne Bestimmungen- sall unbedingt erhalten 
bleiben. 

14. Zu Art 10 Abs 3: Im Gegensatz zu vielfachen Behauptungen läßt diese 

Bestimmung die mittelbare Bundesverwaltung dem Prinzip nach be. 
stehen. Damit wird freilich die Zuständigkeit im Bereich der Verwal­

tung weiter verkompliziert und unübersichtlich, weil nunmehr der ein­

fache Bundasgesetzgeber die Vollzugskompetenz bestimmen kann. 
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Auch hier gilt, was zu Art 10 Abs 2 und Art 11 Abs 2 gesagt wurde: ~ 
es ist nachdrücklich einzumahnen, daß auch die VOlizugskompetenzfJn 

möglichst 'n der Verfassung bestimmt werden. Daß der Q(!ltende 

Art 102 Abs 3 B-VG eine derartige Möglichkeit auch vorsieht, Ist nicht 
mit der vorgeschlagenen Regelung vergleichbar. Denn der geltende 

Art 102 Abs 3 B-VG ermächtigt, den Grundsatz der mittelbaren Bun­
desverwaltung auszudehnen und auf eine einheitliche VollzugS2ustän­
dlgkeit htnzuwlrken, während der Art 10 Abs 3 in der vorgeschlage­
nen Fassung zur offenbar beliebigen Ausnahmen vom vorgesehenen 

Grundsatz ermächtigt, Dazu kommt, daß die ÜbergangsbestImmungen 
- offenbar käme wohl nur Art 150 Abs 2 Z 6 des Entwurf •• In Be­

tracht ~ offenkundig lückenhaft Ist. GeltfJn bestehende Vorschriften, 
dia dem Art 10 Abs 3 zuzuordnen wären afa tfslnngemäß abgeändert" 

- wenn ja: wie? GUt eine Zustimmung der Länder gern Art 10 Abs 3 

Entwurf als gegeben? Oder ist sie nachzuholen? Eine PräzJsierung i5t r 

hier unbedingt erforderllOh; Art 150 Abs 2 Z 8 Ist unklar, die Regelung 
muß jedenfalls mit Z 6 besser abgestimmt werden. 

11. Zu Art 11 B-VG in der Fa.sung des Entwurfes: 

1. Zu Z 4: Es soUte das Krankenanstaltenwesen jedenfalls in den Art 11 

aufgenommen werden. Dies würde auch der Durchführung der schon 
lange geplanten Spitalsreform dienlich sein. Zu bedenken Ist auch, daß 

damit wenigstens im Bereich der Gesetzgebung eine Rechtsvereinheit­

lichung 2wischen UniversitAtskliniken und anderen Krankenanstalten 
möglich wäre; ein Effekt, der - wie die Erfahrungen der letzten Zeit 
gezeigt haben - jedenfalls wünschenswert wäre. 

2. Zu Z 5: Die Obertragung der Vollziehung des Forstwesens ",nd des 
WS88errechts in die Zuständigkeit der länder Ist IUßerst problema­

tisch. Beide Gesetze haben für den Umwelt8chut% hervorragende Be­
deutuog. Verschiedene Vollzugsstandards in den einzelnen Ländern 
sind nicht nur einem effektiven Umweltschutz abträgllch, $ondern 

schaffen auch tOr die Wirtschaft unterschiedliche Rahmenbedingun .. 
gen. Besonders das Wasserrecht ist eine komplexe und s~hwierige 
Verwaltungsmaterfe, die hochqualifi~ierte Organe erfordert; es muß 
unbedingt gewährleistet werden, daß solche Organe In den Ländern 
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tatsächliCh In ausreichender Zahl zur VertOgung stehen. Oie prakti. 
schen Erfahrungen bei der VOlIziehung des Wssserrechts zeigen hier 
beachtliche UnterSChiede In den einzelnen ländern, die aber derzeit 
durch die MinJstarialinstanz in Jhren Auswirkungen gemifdert werden, 
können. Die Übertragung der VOUZiehung des Wa8serreohts in die 
Vol/Zugskompetenz der länder wird derzeit abgelehnt. 

3. Zu Z 7: Oie Vo"c:ugszuständigkelt der Llnder in Gewerbeangelegenhei­
ten sowie in Wettbewerbsangelegenheiten gern Z 7 ist mit Entschie­
denheit als verfehlt zu bezeIchnen. ein· auch in der VoUllehung _ ein­
heitliches Betr;ebsanlagenrecht Ist für eInen Wirtschaftsstandort Ö$ter~ 
reich von zentrafer Bedeutung. Ausfandischen Investoren wird nicht 

leicht zu erklären sein, Warum etwa in tnzerSdotf andere Standards 

gelten als in Vösendorf. Wer die Praxis des Gewerberechts kennt, der 
weiß, wie sehr hier die Vollzugsp/8xls von OurchfOhrungaerlässen und 
Sachverständigen bestimmt wird. Es sollte eine Auseinandorentwick­
lung SChon allein - freilloh nicht nur - im Hinbliok auf diEt europfifsche 
Integration unter allen Umständen verhindert werden. 

Gänzlich unverständlich ISt die Obertragung der Bekl:impfung des un .. 
lauteren Wettbewerb$ in die Vollzugs kompetenz der länder; damit 80U 

offenbar vor allem eine Kompetenz der' Länder zur Er1assung von 
DurchfOhrungsverordnungen (vgl § 32 UWG) geschaffen werden. EIne 
derartige lOsung Ist nicht ekzeptab&t; solche VO enthalten meIst ein­
schneidende Maßnahmen fOr die Wlttschaft. Eine länderweisQ Ver~ 
schledenhelt hätte weitreichende· derzeit ger nicht gen8u ablUlChät­
zende - Forgen. insb auch Im Hinblick auf Art 30 EWG· Vertrag. Gänz­

lich unerwünscht wäre eber auch, wenn derartige VO der länder 
möglicherweise aus europarechtlichen Gründen nur für östert.iChische 
MarktteIlnehmer gerten könnten; man denke ao länderweise verschie­
dene Kennzeichnungsvorschriften. Dre landeskompetenz In UWG-An­
gelegenheiten müßte auch der VOlIziehung durch die Gerichte e,hebli~ 
ehe Probleme bereiten; stets ware in dJesen Fällen zu prüfen# wo der 
Wettbewerbsverstoß begangen wurde und wo der Wettbewerb.vorteil 
eingetreten ist. Dies wäre für die aktive Klagslegitimation der Konkur­
renten von Bedeutung. Die Kompetenz der Llnder zur Vollziehung des 
UWG wird entschieden abgelehnt. 
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4. Zu Z 9 ist zu bemerken, daß das "Elektrizitätswesen" ein wjrtschaftJj~ : 
cher Kompetenztatbestand und daher in Z 9 systematisch verfehlt ist; 
treffender wäre dIe Aufnahme in Z 7. 

5. Zu Abs 3: Das mit dieser Bestimmung verfolgte Anliegen, dIe Verord­
nungskompetenz der Länder in gewisser Weise einer "Elunde.aufslcht" 
zu unterwerfen, Ist nicht 2:U verkennen. Es soll dieser Zielsetzung nicht 
widersprOChen werden. Oie FormUlierung des Ab. 3 ist aber niCht ge~ f 

glOckt; die Bestimmung muß in der Praxis geradezu %wangslliufJg zu 
erheblicher Rechtsunsicherheit und KonfliktsJtuation fOhren. Völlig 
unklar ist insb, was eine "entgegenstehende" VO sein soll. Man denke 
etwa an eine Schutzbestimmung nach § 69 GewO; hier kann etwa 

das Land "Maßnahmen" für bestimmte Waren vorschreiben. Wenn 
nun der Bund andere Maßnahmen vorschreibt, entsteht die Frager ob 
diese zusät~lich zu erbringen sind • diesfalfs bestent eben keine 
-entgegenstehende" VO ~, oder ob sie '*an Stelle" zu erbringen sind, 
dann liegt wohl eine f'entgegenstehende" VQ vor. Die BeurteUung der 

Frage, ob eine va einer anderen "entgegensteht·' und daher ex lege 
außer Kraft getreten ist, kann ~ je nach Inhalt und Formulierung dar 
betreffenden VO - sehr 8chwierig sein und darf nicht dem Rechtsun­
terworfenen aufgebürdet werden. Es muß daher gefordert werden, 
daß eine va des Sundes die VO der länder, die sie aufhebt 10rmeU 
derogiert. Nur eine 8usdrOckliche Bezeichnung der aufgehobenen VO 

bringt die notwendige Rechtsktarheit und entspricht den Legistischen 
Richtlinien 1979, Pkt 27; dort heißt es:. "Materielle Derogation I$t 2:U 

vermelden". Dies sollte auch .. und vor allem - für die Veffassungsle­
gistik gelten. 

Der Text des Art 11 Abs 3 des Entwurfes läßt ungeregelt was rech­
tens Ist, wenn zuerst eine va des Bundes erfassen wird und die lin­
der danach eigene VO erlassen. Die Erläuterungen nehmen an, daß ei­

ne spätere landesverordnung, die einer früheren Bundesverordnung 
widerspricht. gesetzwidrig ist (Seite 37). Dies erscheint nicht unver­
tretbar, zeigt freilich die erhebliche Rechtsunsicherheit, die diese Be­
stimmung schafft, neuerlich in aller Schärfe. Wieder muß nämUch der 
Aechtsunterworfene die schwierige Frage des "Entgegenstehens" 
prOfen. 
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Es ist nIcht zu verkennen, deß der dem Art 11 Abs 3 des Entwurfes 
zu Grunde liegende Gedanke vom Ansatz her in eine sinnvolle norma~ 
tive Fassung gebracht werden könnte. Die vorliegende Formulierung 
wird dem nicht gerecht; sie schafft eine erhebliche Quelle von 
Recht$unsicherheit und wird abgelehnt. 

6. Zu Abs 4: Die Ermächtigung des Abs 4 schafft eine Befugnis des 

Bundesgesetzgebers die Vollzugskompetenz von Bl,lnd und Lindern zu 
bestimmen und enthält viSlIlg nlchts,agende Determinanten. Es i$t 

auch nicht annähernd genau nachvoflzlehbar, wann eine "bundesein­
heitliche" Voll2iehung getroffen werden muß und was es heißen sollf 
daß mehrere Bundesländer "berührt" werden. Diese unt8chnlschen 
Begriffe lassen fast Jede beliebige Auslegung zu (es wIrd nicht 
übersehen, daß Art 10 Abs 3 B-VG derzeit von .tberühren" spricht, 
dort lst die Bedeutung freilich noch eher faßbar). Ganz unklar bleibt

t 

ob die genannten Voraussetzungen beim jeweiligen Akt vorliegen 
müssen oder ob sie von der betreffenden Angelegenheit erfllilt werden 
mO$sen. 

Oie mit dieser Bestimmung erfolgte Intention, in bestimmten Angele. 
genheiten den zuständigen Bundesminister als Verwaltungsinstanz zu 

ermöglichen .. Ist sinnvoll und riChtig; gänzlich miBglOckt iat ale Ver­
wirklichung durch die vorgeschlagene Formulierung; sie wird abge­
lehnt. Beizufügen ist auch, daß eine solche Bestimmung dem VfGH 
weitreichende Entscheidungsbefugnisse gewährt und den Gerichtshof 
damit zwingend in die Situation bringen müßte, "politische" Fragan zu 
entsohelden; die$ deshalb, weil sich der Verfassungsgesetzgeber; der 

dazu eigentlich berufen ist, dieser Aufgabe entzogen hat. 

111. Zu Art 12 B-VG In der FI8sung des Entwurfes: 

Man mag den Umstand, daß der Kompetenztypus des Art 12 B-VG 
erhalten bleibt, unterschiedlich bewerten; es Ist nicht zu bestreiten, 

daß dieser Kompetenztypus sln sinnvolles Instrumentarium der 
Rechtssetzung aeln kann; dafür ist entscheidend, in welchen Angele­
genheiten man ihn einsetzt und wie man vor allem die Grundsatzge- , 
setzgebung handhabt. 
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Der Abs 1 Im VOrliegenden Entwurf muß freilich die Frage 8ulwerfon, 
ob die dort ~ußerst kasuistisch geregelten Angelegenheiten tatsächlich 
einen eigenen Kornpetenztvpus Verlangen. Die Regelung gibt beredtes 

Zeugnis dafa" daß es dem entwurf nleht gelungen lat, 9'''''hloS.en. 
und abgerundete Kompetenzen zu schaffen; der Entwurf übernimmt 
vIelmehr bisher gertendea Sundesvertassungsrecht (vgl Art V B-VG-

Novelle 1974 und BVG 8GBI 19481139), zersplittert die.es weltsr Ivgl 
Art 15 Ab. 1 Z 10 des Entwurfes) Und läßt damit die Zielsetzungen 
der zu Grunde liegenden pOlitischen Vereinbarung (Seite 9 der Erllute­
rungen) außer acht. Oie Kompli21ertheit • schon der geltenden Rechta .. 
lage (\lgl 28 Spie/b()ch/er, FS Strasser [1993J 341) _ darf niCht durch 
eine ZUSätzliche Abgrenzung weiter "bereiChert" werden, sondern 
SOllte Zu eIner Bereinigung in der Weise führen, daß das ge.amte Ar­
be'terreCht, das Von Art 12 Abs 1 des Entwurfes erfaßt Ist, ohne die 
geradezu grotesk anmutende, weithin antiquierte (zS "Harzverarbei~ 
tungsstätten"} Ausnahme, In den Art 15 Aba 1 aufgenommen Wird. 

IV. Zu Art 15 B-VG in der Fa.sung des Entwurfe.: 

1. Die demonstrative AUfzählung der lendeskompetenZ'en im Abs 1 'at 
durch die Generalklausel von fragwOrdigen normativen Wert und muß 

zwangSläufig zu sehr schwierigen Kompetenzfragen Anlaß geben, Ge­
nannt sei bloß die Frage der Anwendbarkeit der Versteinerungstheorie 

überhaupt, die Fr,age nach einem aUflltigen VerSteinerung.zeitpunkt 

sowie dJe Bedeutung der demonstrativen Aufztih1ung in Verbindung 
mit einer Generalklausel einerseits sowie die Abgrenzung zu den 

Art 10 brs 12 andererseits. Demonstrative Autzäh'ungen sollten 
grundsätzlich niCht in den Text eines Gesettes aufgenommen werden. 
sondern ihren Platz in den Erläuterungen finden (vgr aUCh ähnlich 
Punkt 6 der logistischen Richtlinien 1979). 

2. Eine Durchsicht der demonstrativen AUfzlhfung der Z 1 bis 16 zeigt 
deutlich, daß das Ziel der Beseitigung Von bekannten Querachnitts- , 
materien nicht gelungen ist. In sieben Ziffern finden sich .. zT mehr­
fach .. Kompetenzzuweisungen mIt der Einschränkung "soweit" und 
"unbeSChadet". Oamit sind die bestehenden Abgren~ungsprobleme 
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weithin Obernommen, von einer Neuordnung kS"n insoferne keine Ae~ 
de sein. 

3. Oie im Abs 2 Vorgesehene Erweiterung der Landeskompetenz 2ur 
Schaffung von ZivUrecht ist strikte abzulehnen; eine derartige Kompe- : 
tenz muß zu weiterer ReChtszersplitterung beitragen. Damit wären 
schwierige Abgrenzungsfragen die zwangsläufige F:oIQe. Dfe vorge .. 

sen/agane Formulierung ist geradezu eine Einladung zu kasuistischen 
Regelungen ohne Rücksicht auf dia Grundsc1t2e des allgemeinen Zivil­
rechts. Die8 muß für die Rechtsuntarworlenen, die recht'beratenden 
Berufe abEJr auch für die rechtsanwendenden Organe (vor allem die 

ZivilgeriChte) eine erhebliche Bel8stungssteigerung bewirken und Zu 

einer weiteren Ausoinanderentw/Cklung der ReChtsgebiete fOhren. Die 
erforderliche "Zweckmäßigkeit" kann diese gravierenden Nachteile 
keinesfalls aufwiegen. 

VollkOmmen abzulehnen ist. daß eine derartjge Kompetenz der länder 
mit Zustimmung der BReg begründet wird. Damit wird nämlich der 
BReg als Varwaltungsorgan eine Kompetenz-Kompetenl zur Lande8-
gesetzgebung übertragen und gleichzeitig eine Einschränkung der • 

Bundeakompetenz ermögliCht. Die vorgeschlagene Neuregelung '. 
~ scheint auf die in der neueren lit von Jsbloner (Die Mitwirkung der 

BundesregIerung 8n der landesgesetzgebung {19S91 200 f) und - zT 
gegenteilig - Öhllnger (ÖZW 1988. 37 f) aufgezeigten Probleme, die 

schon die geltende Fassung des Art 15 Aba 9 B-VG aufweist, nIcht 

Bedacht zu nehmen. Oie Ausweitung der Befugnis der Länder zur 

Schaffung von Zivilrecht muß aU diese Fragen in aUer Schärf. und mit 
einem erheblich weiteren Anwendungsbereich eis bisher aufwerfen, 
von der' Schaffung einer derartigen Ermächtigung muß dringend abge­
raten werden. 

Die Ermlchtioung des Art 16 Abs 2 idF des Entwurfes steht auch mit 
der Kompetenz-Kompetenz gem Art 10 Abs 2 idF des Entwurfes in el. 

nem unklaren Verhältn is; denn auch die letztgenannte Bestimmung 
bezieht aich auf Zivilrechtswesen. 

Zuletzt Ist zu bemerken, daß gegen die Kompetenz der 8Reg, die Zu­
ständigkeit des Bundesgesetzgebers einzuschränken (vgl insb (Jhlln-
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gsr, ÖZW 1988, 38) auch graVierende Bedenken aus der Sicht der 
GewaltentrennunQ bestehen. Es Ist niCht von der Hand 2u weisen, daß 
eine derartige Befugnis der SReg eine Gesamtänderung des B-VG 

~arste"t und einer VOlksabstimmung bedürfte. Dazu wären sorgfältige 
Uberlegungen anzustellen. 

4. Art 15 Abs 4 085 Entwurfes übernimmt in modlfi~ierter Form den 
Art 15 Abs 7 8-VG und erweitert dessen Anwendungsbereich erheb­
lich. Die Bestimmung ist ~unächst ohne ersichtlichen Grund unvoU­
stAndig: dies deshalb, weil auch im Bereich des Art 10 8 .. VG eine 

selbständige Vollzugskompetenz der Länder begründet werden kenn 
und nicht ersichtlich ist, warum diesfafls kein einvernehmliches Vor­
gehen nOtwendjg sein soll. 

Die.et Mangel i.t freilich vergleichsweise harmlos; vier gravierender 
Ist, daß eine Bestimmung, die schon bel ihrer SChaffung im Jahre 
1920 von Froehllch Zutreffend als "außerordentlich versohwommen" 

bezeichnet wurde fErmacora, QueUen zum Österreichischen Verfas­
sungsrecht [1920J [1967] 476' und die durch spätere BemOhungen 
kaum aU$reichend geklärt werden konnte (zu'etzt etwa Mayer, Recht. 
liehe Aspekte landesübergreifender Stromversorgung [1994] 291) 
nunmehr gleichsam zu einer allgemeinen Kompetenzbestimmung Wird; 
die ErweIterung das Art 11 und die Bezugnahme auf Art 118 maCht 

dies deutlich. Es ist nach wie vor unklar. wann ein Akt der VOlIziehung 
- man denke Insb an Bescheide ~ "für mehrere lände! wirksam wer­
den" soll. Wenn man für solche Fälle eine Regefung schaffen will • 
was sir'll'lvol/ sein kann -. dann wäre zunächst kJarzutteUen, welcher 
Filla, man üb~rhaupt erlassen will. 

Dieses PrOblem kann nicht damit gelöst werden, daß man den letzten 
Satz des Abs 4 schafft. Dieser Satz will offenbar anordnen, daß, Be­

scheide VOn Landesbehörden in den Angelegenheiten der Art 11, 11 B, 

14 Abc 2 und 3 sowje Art 14a Abs 3 und 4 gr"undsätzlich rm gesam­
ten Bundesgebiet gelten; bedeutet nun Rgelten" Im letzten Satz das­
selbe wie "wirksam werden" im ersten Satz? Man wird dies wohl an­
nehmen müssen, was allerdings die Frage aufwirft, warum dann nicht 
belde Male der gleiche Terminus verwendet wird. Bedeutet es aber 

8/SN-388/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)10 von 16

www.parlament.gv.at



• 11 . 

niCht dasselbe - was die unterschiedliche Terminologie nahelegt - so 
ist dia FtagG worin dor Unterschied besteht; die Erfäuterunger'l beent. 
worten dieses Problem nicht (Seite 43). 

Vollkommen unklar ist aber (.188 Verhältnis des letzten Slitzes zu den 

unmittelbar vorstahenden Anordnungen. Wenn nämlich nach dem 

letzten Satz - grundsätzlich - Bescheide von Landesbehörden im ge­

samten Bundesgeblat gelten, dann müßte man doch annehmen, daß In 
diesen Fällen stets das in den ersten Sitzen des Abs 4 vorgesehene 
Einvernehmen herzustellen ist. Die von den Erläuterungen genannte 
Genehmigung eines Gefahrguttransportes (Seite 43) ist wohl zweifel· 

\ los ein Fall, der auch dem Satz 1 unterliegt (vgl das von Ringhofer, 
Die öaterr Bundesverfassung (19'71 70, zit vergleichbare Bespiel eines 

Radrennens durch mel'uere Länder). Wenn aber der Bescheid einer 

Landesbehörde nach dem letzten Sau ohnehin im geismten Bundes­

gebiet gilt .. wozu braucht man dann noch einen "einvernehmlichen 
Bescheid"? Oder: in welchen Fällen findet der letzte Satz, in welchen 

Fällen finden die ersten beiden Sätze Anwendung? Oder finden diese 
Regelungen immer nebeneinander Anwendung? 

Zum vorgeschlagenen letzten Satz des Abs 4 soll darauf hingewiesen 
werden, daß er ein sehr schwieriges Problem des Bundesstaates be­

rOhrt, nämlich: die "Geltung" von Vollzugsakten eines Gliedstaates in 

einem anderen. Oie 'Vorgeschlagene Formulierung vermag dem Pro· 
blem in keiner Weise gerecht zu werden; sie schafft eber durch ihr. 
scheinbar einfache formulierung zahlreiche schwierige Fragen nau. 

Dies hängt damit %usammen, daß die "räumliche Geltung· eInes Be­

scheIdes sehr differenzierte Rechtswirkungen umfaßt, die mel$t eng 

mit der '·sachlichen Geltung" zusammenhängen. ZB kann es sinnvoll 
sein zu fragen, ob jemand, der eine gewerbebehördHche Bewilligung 

nach § 14 Abs 2 GewO (Gleichstellung) durch einen VoJlzugsakt 

Wiens erlangt hat, auch in Vorarlberg 81s gleichgestellt anzusehen ist, 
ob also der Bescheid Wiens auch in Vora(lberg "gilt". Wenig sinnvoll 
ist diese Frage aber dann, wenn jemand eine BetrIebsanlagengenehmi­
gung In Wien erlangt hat. Hier wird sich die Frage, ob dies~ Genehmi-

. gung auch in Vorarlberg gilt jedenfalls zunächst nicht stellen. Sie kann 

sich aber - In differenzierter Weise - dann stellen, wenn der Bewilli-
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9ungslnhaber in Wien wegen niCht gehöriger BeachttJng der Auflagen 
des Betriebsanlagengenehmlgungsbescheides mehrfach bestraft wurde . 
und er Später oder gleichzeitig dasselbe Gewerbe .n Vorarlberg aus­
übt. Soll ein Gewerbeentziehungsverfahren gern § 87 Abs 1 GewO in 
Vorerlberg eingeleitet werden J so ist zu fragen, ob die Bestrafungen 

aus Wien "gelten" oder ob sein möglicherweise rechtswidriges Verhal­
ten im Hinblick auf den BescheId Wiens in Vorarlberg irgendweIChe 
Rechtsfolgen auslöst. Die ganJ! undifferenzierte Bestimmung des letz­

ten Satzes des Abs 4 kann hier nur zu Mißvetständnissen föhren. Sie 
SoUte entweder durch eine wohferwogene Formulierung ersetzt oder 
eUm'nlert werden. 

V. Zu Art 158 B-VO in der Fassung das EntwUrfes: 

Der Entwurf will eine generelle Transformat;on der GliedstaatSVerträge 
einführen; diesfalls soJite aber verfa$$ungsrtChtlich eine Kundma­

chung im LGBI vorgesehen werden; durch dIe Verwelsung auf Art 98 
B-VG (Art 15a Abs 4 des Entwurfes) Ist dies nicht erfüllt. 
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Zusammenfassende 8eurteilung 

1. Der vorliegende Entwurf einer a· VG-Novefla 1994 hat eine wesentfi. 
ehe verfassungspoHtische Zielsetzung; dIe Schaffung 8achUch abge­

rundeter Kompetenzen, die eine gemeinsame Regelung 2USammenge_ 
höriger Angelegenheiten ermöglichen, niCht erreicht und niCht eInmal 
in Angriff genommen. Es kommt zu einer weiteren ZerSplitterung von 
Kompetenztatbeständen. Weiterhin bleiben geradezu kuriose kasuistl .. 
sche Regelungen im B-VG bestehen; zu diesen zählen auch die Art 14 
und 14a B-VG. 

2. Der Entwurf sieht in mehreren Fällen eine KompQten2-Kompetenz des 
elnfaohen BundesgeaOtzgebers vor (Art 10 Abs 2 und A(t 11 Abs 2). 

Damit wird der einfache Bundesgeset2:geber zur Weitreichenden 
Schaffung von materiellen Bundesverfassungarechl und 2ur grundJe~ 
genden Veränderung des bundes.staatlichen Prinzips des B-VG 1920 

erm~chtigt; diese Regelungen dürfen ohne Volksabstimmung nach 
Art 44 Abs 3 B-VG niCht erlassen werden. Der eingeschlagene Weg, 
materielles Verfassungsrecht .. wie die a.,stJmmung der ZUst6ndigkei­
ten ZwiSChen Bund und Ländern - weithin In Form von einfachen Bun­
desgesetzen zu ermöglichen, ist grundlegend verfehlt. Der Verf8a­
sungsgesetzgeber entkleidet damit wiChtige BereiChe des Verfas­
Sungsrechts der Verfassungsform und entzieht sich damft seiner we­
Sentlichen Aufgabe, Verfassungsfragen auch selbst zu entSCheiden. 

3. Verfassungssystematisch verfehlt sind die 2ehlreichen und weitrei­
chenden Fälle, in denen der Bundesgesetzgeber ermächtIgt wird, Bun­
desgeietze mit nZus'timmung der länder zu erlassen". Zur Vertretung 

der Ländarinteressen im Bereich der Bundesgesetlgebung ist der Bun­
desrat berufen; dieser wird damit weiterhin von wichtigen verfas. 
sungsrechtlichen Entscheidungen ausgeklammert. GleiChzeitig wird die 
seit Jah~ehnten fällige Reform des Bundesrates weiterhin verab­
säumt. Oie vorgesehene I'Zustimmung der länder" löst das seft Jahr­
zehnten bekannte Problem, welches Landesorgan Zur Eneilung der 
Zustimmung kompetent ist, welttJ(nin nicht, sondern erweitert es. 
Auch Ist unklar, ob stets aUe länder zustimmen, ob die Mehrheit ge-
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nOgt oder ob im FeJle der Zustimmung einzelner länder, die betreffen­
de Maßnahme nur für diese Länder wirksam wird. 

4. Schwierige kompetenzrechtliche und theoretische Fragen werden 
durc:h weithin konzeptlose, nicht ausreichend durchdachte, Regelun­
gQn (zB Art 11 Abs 3, Art 15 Abs 4 ua) aufgeworfen. Derartige Rege­
lungen müssen In vorheraehbarer Welse zu erheblichen praktischen 
Problemen führen; die$e werden in der Fotge vor elfem vom VfGH zu 
lösQn sein. Damit wird der Gerichtshof zwangsläufig In eine "politi­
sche" Rolle gedrängt und zu Entseheidungen gezwungen, die vom 
Verfassungsgesetzgeber zu treffen wären. Hier droht der Balance der 
Staatsgewalt9n auf Dauer ein nicht wledetgutzumachender Schaden. 
Eine sorgsame Verfassungsgesetzgebung hätte durch möglichst klare 
und genaue Regelungen dem VfGH seinen Charakter als rechts· 
anwendendes Organ zu belassen. 

5. Der weithin vorgesehene WegfaU der Ministerialinstanz h't vielfach 
prOblematische Konsequenzen, die vom Entwu(f nicht ansatzweise 
abgewendet werden: 

Es ist mIt Sich&rheit zu erwarten. daß auf den VwGH eine ganz erheb­
liche Mehrbelastung zukommen wird. Er wird in Zukunft nicht nur an­
gerufen w&rden, um VoUlugsfeh'er zu korrigieren - auch hIer ist Jn 
bestimmten Bereichen durch den Wegfall der korrigierenden Ministe .. 
rialfnstanz mit einem erheblichen MehranfaU zu rechnen -. sondern 
wird auch dazu benützt werden, eine möglichst bundeseinheitliche 
Vollziehung zu erwirken. 

Die dringend notwendige EinfOhrung einer echten Landesverwaftungs­
gerichtsbarkeit und einer entsprechenden Reform des VwGH wird vom 
Entwurf vollkommen ignoriert I 

7. Der Bund wird weithin von Informationen aber die Votlzugspraxls der 
von fhm erlassenen Gesetze abgeschnitten; die vorgesehenen Rege­
lungen des Art 102 des Entwurfes scheinen in der Praxis nicht ausrei­

chend. 

8. Mit der S-VG-Novelle Sind Konsequenzen verbunden, deren Auswir­
kungen im gegenwärtigen Stand nicht abschätzbar sind; es s81 nur 
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darauf hingewiesen, daß etwa der Anwendungsbereich des § 29a VStG erheblich 
eingeschränkt wird und damit fiir den Beschuldigten ein erhöhter Aufwand fiir seine 
Verfahrensteilnahme entsteht. Die zahlreichen Ungereimtheiten (verwiesen sei zB auf Art 
11 Abs 3 oder auf Art 15 Abs 4 des Entwurfes) und Unklarheiten müssen 
notwendigerweise jahrelange Rechtsunsicherheit bringen. 

9. Der Entwurf wird abgelehnt. 

Die Stellungnahme wird in 25-facher Ausfertigung übermittelt. 

Wir verbleiben mit der Bitte um Kenntnisnahme und 

vorzüglicher Hochachtung 

Drident::i;o 

'\~ 
Dr.Emst Traar 

Beilagen 
Kopie: BundeskanzleramtIV erfassungsdienst 

Der KJrinnerdirektor: 
/ 

/ 
I ~ /e ( /I Lu' 

Dr.P.uI. SChn~ 
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